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schaffung der Wehrpflich t in Deutschland überfäl-

lig.

. . . die Beratung von Kriegsdienstverwei-
gerern wieder deutlich an der grundsätzli-
chen Frage von Krieg und Frieden zu orientie-
ren.
D er massive Eingriff der Wehrpflicht in die Au sbil-
dungs- und B erufsplanung junger Männer hat in
deren B eratung die Tendenz zur praktischen Le-
b ensb eratung verstärkt. Ohne die s aufzugeb en,
muss das B ewusstsein dafür geweckt werden, dass
Kriege au s unterschiedlichsten Intere ssen weiter-
hin geführt und Menschen verletzt und getötet
werden . Gerade auch dann, wenn es keine Wehr-
pflicht mehr geben sollte , wird die Weigerung von
Soldaten und Zivilisten gegenüb er Kriegsvorb erei-
tung und Kriegsführung zum notwendigen Zei-
chen für eine gerechtere und friedlichere Welt.
Wir meinen, dass die Frage vo n Krieg und Frieden

und die eth ische Veran twortung des Einzelnen

n ich t n ur in der KDV-Bera tung, so ndern a uch in

der Gesellschaft stärker thema tisiert werden m uss.

. . . Kriegsdienstverweigerer aus Kriegsgebie-
ten aufzunehmen.
Die Verfolgung von Kriegsdienstverweigerern und
D eserteuren ist nach der Rechtsprechung kein

Asylgrund . D ahinter steht : D esertion gilt als Verrat -
sowohl im eigenen Land als auch für D eserteure an-
derer Länder. Wir meinen dagegen : D esertion ist
die praktische individuelle Konsequenz, sich ge-
gen die B eteiligung am Krieg, an Kriegsverbrechen
und militärischer Gewalt zu entscheiden . D as Nein
zum Krieg ist ein wichtiger Schritt zur B eendigung
des j eweiligen Krieges
Wir fordern die Umsetzung des Menschenrech ts

a ufKriegsdienstverweigerung und des Rech ts a uf

Un verletzlichkeit des Lebens für Deserteure und

Kriegsdienstverweigerer.

. . . Prinzipien und Methoden ziviler Konflikt-
bearbeitung stärker in den Blick zu nehmen.
Von der Tatsache au sgehend , dass Krieg und Ge-
walt niemals Frieden und Gerechtigkeit schaffen
können, wurden au s der Zivilgesellschaft heraus in
den letzten Jahren vielfältige Metho den ziviler
Konfliktb e arb eitung entwickelt und (entspre-
chend der ungenügenden Finanzausstattung ledig-
lich) in kleinem Maßstab praktiziert.
Wir treten für die Forten twicklung, staa tliche Fi-

nanzierung und Praktizierung ziviler Ko nfliktbe-

arbeitung und den gleichzeitigen A bba u vo n Mili-

tär und Rüstungsproduktio n als un ta ugliche und

kriegsfördernde A useina ndersetzungsm ittel ein.

Ullrich Hahn

»Responsiblity to protect« (R2 P)
Ein neuer Rechtfertigungsversuch für militärische Interventionen

R2 P steht für ein neue s völkerrechtliche s
Konzept zur Rechtfertigung militärischer

Interventionen, die weder materiell mit Hinweis
aufVerteidigung no ch formell mit einem B eschluss
des UN-Sicherheitsrates nach Kapitel 7 der UN-Car-
ta b egründet werden können .

Sprachlich lö st »R2 P« den B egriff der »humani-
tären Intervention« ab , der inhaltlich das gleiche
Anliegen verfolgte .

Eb enso wie der B egriff »humanitär« will auch
das Etikett »R2 P« mit seinen B egriffen (zu deutsch :
»Verantwortung« , »Schutz« , »Pflicht«) die Moral und
Ethik für das Geschäft der Rüstung und ihres militä-
rischen Einsatze s in Anspruch nehmen und die »gu-
te Seite« für sich b e setzen .

2 . Historischer Anlass für die Entwicklung de s neu-
en D enkmo dells war der Ko sovo-Krieg mit der
B omb ardierung von Teilen Serbiens und des Ko so-
vo durch die Luftwaffe der Nato von M ärz bis Juni
1 9 9 9 .

Nachdem die Veto-M ächte Russland und China
im Sicherheitsrat der UN keine Zu stimmung zur Le-
gitimierung einer militärischen Intervention in
Aussicht ge stellt hatten, mandatierte sich die Nato

selb st ab seits bzw. unter B ruch de s bis dahin gel-
tenden Völkerrechts .

Die Fragwürdigkeit der für den damaligen Mili-
täreinsatz vorgebrachten Gründe (»Hufeisenplan« ,
Erfolglo sigkeit der O SZE-B eob achter, Völkermord ,
Uneinsichtigkeit der serbischen Regierung in den
Verhandlungen von Ramb ouillet) kam − wie üblich
− erst nach dem Krieg ans Licht.

Um so dringlicher schien eine nachträgliche
völkerrechtliche Rechtfertigung, die auf Einladung
Kanadas durch einen Kreis von hohen Militärs und
Völkerrechtlern erarb eitet und der UN-Vollver-
sammlung vorgelegt wurde .

Die se nahm das Konzept der R2 P in einem B e-
schluss an, der als bloße D eklaration allerdings kei-
ne völkerrechtliche Verbindlichkeit erzeugt, j e-
do ch in der Lage ist, die Legitimität des bisher gülti-
gen Völkervertragsrechts (UN-C arta) zu erschüt-
tern .

Die Auflö sung der Form lö st die Macht von der
Fessel de s Rechts .

3 . Was die Vollversammlung der UN und dann auch
die Vollversammlung de s ökumenischen Rates der
Kirchen als vermeintlich neue Erkenntnis zur Re-
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form des Völkerrechts übernommen haben, ist zu-
nächst nur alter Wein in neuen Schläuchen :

Mit dem Gedanken einer Schutzpflicht nach innen
und außen wird die staatliche Gewalt in Form von Po-
lizei und Militär spätestens seit dem 1 9 . Jahrhundert
gerechtfertigt. Die lange Geschichte von Menschen-
rechtsverletzungen, Vertreibungen und Völkermord
durch staatliche »Sicherheitskräfte« und » Schutztrup-
pen« wird dabei gerne üb ersehen und statt dessen der
Mangel an staatlicher Gewalt in »failing states« b eklagt,
der schon zu Kolonialzeiten bis hin zur Landung in So-
malia 1 9 9 3 Anlass für »humanitäre Intervention« gab .

Viele Menschen wären froh gewe sen, wenn ihnen
die se Art des Schutzes und der Hilfe ersp art geblieb en
wäre .

4 . Auch die Verantwortung wird von R2 P nicht neu er-
funden, statt dessen ab er deutlich eingeengt :

a) Verantwortung b ezieht sich zunächst und in ers-
ter Linie auf die Folgen des eigenen Handelns .

Die hochgerüsteten Staaten, die nicht zufällig
auch die Regeln von Welthandel und Weltwirtschaft
b estimmen, hätten guten Grund , ihre D ominanz in
der Ausb eutung von Rohstoffen, b eim Diktat der
»Terms of Trade« , ihre Eingriffe in fremde Märkte
durch subventionierte Exporte etc . zurückzunehmen
und Gerechtigkeit zum Maßstab der Wirtschaftsb ezie-
hungen zu machen

b) Verantwortung b ezieht sich auch auf die unmit-
telb aren Schäden durch militärische Interventionen .

B isher weigern sich die j eweiligen Sieger, die von
ihrem Militär angerichteten Zerstörungen und Opfer
zu entschädigen, so z . B . aus jüngster Zeit die erfolgslo-
sen Klagen serbischer B omb enopfer von 1 9 9 9 vor
deutschen Gerichten .

c) Soweit andere Menschen unabhängig vom vo-
rangegangenen eigenen Tun Hilfe b enötigen, setzt
Verantwortung nicht nur die Möglichkeit der Hilfe vo-
raus, sondern auch die Zulässigkeit der Mittel, die zur
Hilfe einge setzt werden .

D er Hinweis auf R2 P b efreit nicht von der Frage ,
ob das Töten und Verletzen von Menschen erlaubt sein
kann, um Anderen b eizustehen, insbe sondere wenn
die s außerhalb von unmittelb aren Nothilfesituatio-
nen im Sinne von § 2 2 StGB geschieht.

Die Rechtmäßigkeit der Mittel muss der Gerech-
tigkeit de s angestrebten Zieles entsprechen .

d) D er Hinweis auf die eigene Verantwortung als
Motiv für militärische Eingriffe wird unglaubhaft,
wenn zur gleichen Zeit Flüchtlinge au s den Kriegs-
und Unrechtszonen die ser Welt nicht aufgenommen,
sondern unter Leb ensgefahr abgewiesen werden und
im Übrigen die für das Militär b ereitgestellten Mittel
auf andere Weise , in ziviler Form, vorb eugend Not lin-
dern und Konflikte lö sen könnten .

5 . R2 P weicht das be stehende Völkerrecht auch inso-
weit auf, als es das Recht zu militärischen Eingriffen ei-
ner »internationalen Gemeinschaft« überantwortet,
die völkerrechtlich nirgendwo definiert ist.

a) Zweck dieser bewusst unklaren Formulierung
ist e s, die interventionswilligen Mächte aus den Form-
vorschriften der UN-Charta b ezüglich de s Sicherheits-
rates zu b efreien, wonach die Legitimierung einer mi-
litärischen Intervention am Einspruch einer der Veto-
Mächte (wie im Fall de s Ko sovo geschehen) scheitern
kann .

B egründet wird die s damit, dass eine notwendige
Hilfe nicht durch eine »Blo ckade« des Sicherheitsrates
verhindert werden dürfe .

b) In die sem Zusammenhang ist die Rede von ei-
ner »Blo ckade« allerdings nur Ausdruck einer Unzu-
friedenheit mit dem Ergebnis der von der Charta vor-
ge sehenen Ab stimmung.

D ass ein Gremium o der etwa auch der Spruchkör-
per eine s Gerichts durch die zuvor festgesetzte Ver-
fahrensordnung von einer Sperrminorität an einer be-
stimmten Entscheidung gehindert werden kann, be-
deutet keine Blo ckade , die zu außergewöhnlichen
Maßnahmen b erechtigen würde , sondern ist Aus-
druck des zuvor vereinb arten Rechtsverhältnisses .

In der Praxis des UN-Sicherheitsrate s sind es im
Übrigen die USA, die seit B estehen der UN weitaus am
häufigsten durch ihr Veto missliebige Entscheidun-
gen des Sicherheitsrate s verhindert hab en, ohne dass
in die sen Fällen von einer »Blo ckade« ge spro chen
wurde .

c) Auf den B egriff der »internationalen Gemein-
schaft« könnte sich dem Wortlaut nach irgendein
Bündnis mehrerer Staaten b eziehen, etwa auch die Li-
ga der arabischen Staaten, um wegen der »Blo ckade«
des Sicherheitsrates in B ezug auf die B esatzungspoli-
tik Israels in Palästina ein militärisches Eingreifen zum
Schutz der Menschen, z . B . im Gazastreifen, zu recht-
fertigen. In der Praxis wird das Letztere natürlich
nicht geschehen, weil der arabischen Liga die entspre-
chende militärische Macht zu einem solchen Eingriff
fehlt.

d) Die s macht deutlich, dass praktisch unter der
»internationalen Gemeinschaft« nur ein Bündnis von
interventionsfähigen Mächten zu verstehen ist. Letzt-
lich sind die s derzeit nur die USA zusammen mit einer
b eliebigen Ko alition von willigen Bündnisp artnern .
Mit ihrer militärischen Präsenz in mehr als 1 0 0 Staaten
der Erde und ihrer allen anderen Mächten üb erlege-
nen militärischen Kap azität ist allein auch die USA
praktisch in der Lage , die von ihr selb st gewünschte
Rolle der Weltpolizei auszufüllen .
6 . Im Ergebnis bietet das Konstrukt von R2 P deshalb
den USA und ihren Verbündeten eine Rechtfertigung
für die dauerhafte militärische Rüstung und Präsenz
im Weltmaßstab .

Soweit das Militär nur als Verteidigung gerechtfer-
tigt wird , endet seine Legitimität, sob ald ein Gegen-
üb er fehlt, dem Angriffsab sichten unterstellt werden
können .

»Verteidigung« ist von seinem B egriff her geogra-
fisch auf den Lebensraum des Verteidigers bezogen
und zeitlich durch die B edingung einer äußeren B e-
drohung b egrenzt.
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D em gegenüber ist die selb stb eanspruchte Verant-
wortung zum Schutz von Menschen sowohl geogra-
fisch unb egrenzt, also weltweit, und zeitlich ohne ei-
ne auflö sende B edingung, weil der Schutz gegen »das
B ö se« ein dauerhafte s B edürfnis bleibt (so auch das
nicht ab sehb are Ende des 2 0 0 1 b egonnenen »Krieges
gegen den Terror«) .

Eine weltweit b eanspruchte Schutzaufgab e lässt
sich in der quantitativen Ausstattung de s hierfür b e-
reitgestellten Militärs auch nicht so b egrenzen, wie es
im qualitativen Vergleich mit dem innerstaatlichen
Schutzauftrag der Polizei oft geschieht : Um wirksam
zu sein, muss das Militär der guten Seite immer be sser
gerü stet sein als die gleichfalls mit militärischen Waf-
fen ausgerüsteten »b ö sen Gruppen« o der gar »Schur-
kenstaaten« . Die im Entwurf der EU-Verfassung vorge-
sehene Verpflichtung zur ständigen Weiterrüstung
drückt rechtlich nur aus , was schon der eigenen Logik
militärischer Rüstung zu Grunde liegt.

Mit dem Vorhandensein eines weltweit operieren-
den Militärs in der H and der interventionsfähigen
Mächte , in erster Linie der USA, wird aber − nebenb ei
− auch das be stehende Verteilungssystem von Roh-
stoffen und Handelsgütern in der Welt unge achtet sei-
ner Ungerechtigkeit aufrecht erhalten . Eine Selb stb e-
schränkung der Macht, zumal wenn sie sich mit einer
hohen moralischen Aufgab e legitimiert, ist nicht zu er-
warten .

7. Entsprechend ihrer Zielrichtung richtet sich R2 P an
Regierungen, die üb er Militär verfügen, letztlich an
die internationale Gemeinschaft der Mächtigen .

E s ist kein Papier für nichtstaatliche Organisatio-
nen, die ihre internationale Verantwortung für Men-
schen in Not und Unterdrückung schon seit langem
glaubhaft wahrnehmen oftmals in deutlicher Front-
stellung zu den Staaten, die sich ihrerseits eines
Schutzauftrages b erühmen .

D as Internationale Rote Kreuz, die »Ärzte ohne
Grenzen« , »Peace B rigades International« , » Christian
Peacemaker Teams« und viele andere intervenieren
ohne Waffen in Konfliktgebieten, in denen die Schutz-
truppen der Mächtigen oftmals schon de shalb nicht
tätig sind , weil sie dort selb st zur Unterdrückung und
Verfolgung der Schutz suchenden Menschen einge-
setzt werden o der die b etreffende Unterdrückung
und Verfolgung in den Einflusssphären der » Schutz-
mächte« stattfinden und dort von Regierungen au sge-
führt werden, die im Interesse dieser Mächte handeln .

Auch unter dem Motto von R2 P bleibt e s dabei : D as Mi-
litär ist selb st das Problem, für de ssen Lö sung e s sich
anbietet.

Ullrich Hah n ist Rech tsanwalt und Vorsitzender des

Versöh n ungsbundes .

Jochen Vollmer

Bibel und Gewalt
Gesichtspunkte für ein sachgemäßes Verstehen der Bibel

ie Zwiesp ältigkeit des Christentums und der
B ib el in der Frage der Gewalt

1 . D as Verhältnis des Christentums, sachgemäßer der
Christentümer, denn es gibt das Christentum nur im
Plural, zur Gewalt ist sehr zwiesp ältig . Von Jesus wis-
sen wir, dass er sich im Namen Gottes und seiner un-
b edingten und grenzenlo sen Vaterlieb e der Gewalt-
freiheit und der Feindeslieb e verschrieb en hat, dass
Gewaltfreiheit und Feindeslieb e konstitutiv für seine
Reich-Gottes-B otschaft sind , dass Jesus bis zum Kreuz
den Weg der Gewaltfreiheit gegangen ist und seiner
Gemeinde den Weg der Gewaltfreiheit zugemutet
und sie dazu ermächtigt hat.
2 . In den ersten drei Jahrhunderten waren die Chris-
ten eine kleine Minderheit im römischen Reich, die in
der Nachfolge Je su gewaltfrei lebten . Nach der kon-
stantinischen Wende wurde das Christentum toleriert
und seit dem D ekret von Theo do sius 3 8 0 zur Staatsre-
ligion. Alle Reichsuntertanen mussten fortan Christen
sein . D araus folgte die Nichtduldung aller nichtchrist-
lichen Religionen, sp äter die Verfolgung von »Hei-

den« , Juden und Häretikern . Aus der Religion von
Machtlo sen, Angehörigen vorwiegend der Unter-
schicht und Sklaven wurde eine Religion der Herr-
schenden, au s der Religion der Gewaltfreiheit eine Re-
ligion mit einer erschreckenden Gewaltge schichte .
3 . Die hebräische Bib el der Juden war auch die B ib el

Jesu und der ersten Christen . Von der zweiten Hälfte
des zweiten Jahrhunderts an war der Kanon des Neu-
en Testamente s im Entstehen b egriffen und vor der
konstantinischen Wende in seinen wichtigsten Schrif-
ten abgeschlo ssen . Die Kirche in den letzten Jahren
vor der konstantinischen Wende und die Kirche nach
dieser hatte den gleichen Kanon maßgeb ender Schrif-
ten und denno ch zur Frage der Gewalt eine grundver-
schiedene Einstellung .
4. Die Bib el als die Urkunde de s Christentums b egrün-
det in ihrer sp annungsvollen Pluralität sowohl die Hal-
tung der Gewaltfreiheit als auch die B eteiligung an der
Gewalt der Herrschenden, die gewaltfreie Nachfolge

Jesu mit der B ezeugung von Gottes grenzenlo ser Güte
und Feindeslieb e wie die Ausübung von Gewalt in
staatlichen Diensten wie auch in der Verfolgung der
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